
dbb frauen newsletter: Internationaler Frauentag: Gleichstellungspolitik muss 

Teil der Krisenpolitik sein 

05.03.2021 - Mit Blick auf den Internationalen Frauentag am 8. März ruft der dbb die 

gewaltige Leistung der weiblichen Beschäftigten in der Corona-Pandemie ins 

Bewusstsein. Der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach und die Vorsitzende der dbb 

frauen, Milanie Kreutz, fordern von der Politik und den öffentlichen Arbeitgebern 

gleichstellungspolitisch an einem Strang zu ziehen. 

„Ganz selbstverständlich gilt für Frauen im systemrelevanten öffentlichen Dienst: Viel 

leisten, wenig bekommen. Im Laufe der Corona-Krise hat sich die Situation für Frauen 

zusehends verschärft: Alte Rollenbilder und neue Erwartungen stehen im Gegensatz 

zueinander und werden den Lebensrealitäten von Frauen nicht gerecht“, warnte dbb Chef 

Ulrich Silberbach anlässlich des Internationalen Frauentages am 8. März. Von der 

jetzigen Bundesregierung erwartet der dbb Chef, die im Grundgesetz verankerte 

Verpflichtung zur Gleichstellung tatsächlich umzusetzen. „Wir brauchen jetzt vor allem 

Investitionen in Themen, die wirklich zählen wie Gleichstellung, Bildungsgerechtigkeit, 

Digitalisierung, effiziente Verwaltung und die Entlastung von Familien – insbesondere von 
Müttern und Alleinerziehenden“, so Silberbach. 

„Gleichstellungspolitik muss Teil der Krisenpolitik sein“, bekräftigte auch dbb frauen 

Chefin Milanie Kreutz. Schließlich kümmerten sich vorrangig Frauen um die Bewältigung 

des akuten Pandemiegeschehens und dessen Folgen. „Sie halten die Stellung in 

Krankenhäusern, Kitas und Grundschulen, in Gesundheitsämtern und in den Familien. 

Ihnen, den Alltagsheldinnen, gebührt nicht nur Respekt und finanzielle Wertschätzung. 

Ihnen gebührt ein Mitspracherecht in Führungsetagen, Krisenstäben und politischen 
Gremien“, stellte Kreutz heraus. 

Auch müssten Politik und Arbeitgebende noch viel enger zusammenarbeiten und 

gleichstellungsorientierte Lösungen erarbeiten. Vorbild könnte der öffentliche Dienst sein. 

„Digitale Lösungen, vorbildliche Homeoffice-Routinen, aber auch bedarfsgerechte 

betriebliche Betreuungsmöglichkeiten und flexible Führungsmodelle müssen in allen 

Bereichen der Verwaltung Schule machen. Dazu gehört nicht nur der Ausbau der 

digitalen Verwaltungsinfrastruktur, sondern auch die gezielte Ausbildung und Entwicklung 

einer gleichstellungsorientierten Arbeits- und Führungskultur als nachhaltiges Investment 

in die Zukunft“, forderte Kreutz. 

  

 


